
2013/70 6. Dezember 2013

Votum

Anonymisierte Fassung zur Veröffentlichung – in eckige Klammern gesetzte
Informationen sind zum Schutz von Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen verfremdet.

In dem Votumsverfahren

1. [. . . ]
– Anspruchstellerin –

2. [. . . ]
– Anspruchsgegnerin –

erlässt die Clearingstelle EEG durch das Mitglied Dr. Pippke in Vertretung für den
Vorsitzenden Dr. Lovens, das Mitglied Dr. Winkler und die technische Koordinato-
rin Dr. Mutlak am 6. Dezember 2013 einstimmig folgendes Votum:

Die Anspruchstellerin hat gegen die Anspruchsgegnerin einen An-
spruch auf Zahlung der Vergütung gemäß §§ 32 Abs. 2 und 3, 16
Abs. 1 EEG 20121 für den Strom, der in den Fotovoltaikinstallatio-
nen, die auf den seitlichen Erdanschüttungen der ehemals militä-
risch genutzten Bunker des Munitionsdepots in [. . . ], Gemarkung
[. . . ], Flur [. . . ]4, Flurstück [. . . ], errichtet werden sollen („Ausbau-
stufe 2“), erzeugt und in das Netz der Anspruchsgegnerin einge-
speist wird.

1Gesetz für den Vorrang Erneuerbarer Energien (Erneuerbare-Energien-Gesetz – EEG) v. 25.10.2008
(BGBl. I S. 2074), zuletzt geändert durch Art. 5 des dritten Gesetzes zur Neuregelung ener-
giewirtschaftsrechtlicher Vorschriften vom 20.12.2012 (BGBl. I S. 2730), nachfolgend bezeichnet
als EEG 2012. Arbeitsausgabe der Clearingstelle EEG abrufbar unter http://www.clearingstelle-
eeg.de/eeg2012/arbeitsausgabe.

Die Clearingstelle EEG ist nichtselbständiger Geschäftsbereich der RELAW – Gesellschaft für angewandtes Recht der
Erneuerbaren Energien mbH, GF: Christine Kruczynski. Unter http://www.clearingstelle-eeg.de/votv/2013/70 können Sie
dieses Dokument herunterladen. Für die Vollständigkeit und Richtigkeit der dargestellten Informationen kann keine Haftung
übernommen werden.
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1 Tatbestand

Die Parteien sind uneins darüber, ob bei der verfahrensgegenständlichen Installation1
von Fotovoltaikanlagen (PV-Anlagen) auf den seitlichen Erdanschüttungen ehemals
militärisch genutzter Bunker eines Munitionsdepots ein Anspruch auf die erhöhte
Vergütung nach § 32 Abs. 2, 3 EEG 20122 (sog. Gebäudevergütung) besteht.

Die Anspruchstellerin plant, auf ehemals militärisch genutzten Bunkern eines Mu-2
nitionsdepots in [. . . ], Gemarkung [. . . ], Flur [. . . ], Flurstück [. . . ] PV-Anlagen mit
einer Gesamtleistung von 1,9 MWp zu errichten und zu betreiben. Insgesamt be-
finden sich ausweislich der zur Akte gereichten Lagepläne auf der Fläche [. . . ] im
Wesentlichen in sechs Reihen parallel angeordnete Bunker.

In einer ersten Ausbaustufe werden die horizontalen, mit einer Erdschicht und Ve-3
getation bedeckten Dachflächen der Bunker Nr. 01 bis Nr. 35 mit aufgeständerten
PV-Modulen belegt. Diese werden von beiden Parteien unter Bezugnahme auf das
2Gesetz für den Vorrang Erneuerbarer Energien (Erneuerbare-Energien-Gesetz – EEG) v. 25.10.2008
(BGBl. I S. 2074), zuletzt geändert durch Art. 5 des dritten Gesetzes zur Neuregelung ener-
giewirtschaftsrechtlicher Vorschriften vom 20.12.2012 (BGBl. I S. 2730), nachfolgend bezeichnet
als EEG 2012. Arbeitsausgabe der Clearingstelle EEG abrufbar unter http://www.clearingstelle-
eeg.de/eeg2012/arbeitsausgabe.

Die Clearingstelle EEG ist nichtselbständiger Geschäftsbereich der RELAW – Gesellschaft für angewandtes Recht der
Erneuerbaren Energien mbH, GF: Christine Kruczynski. Unter http://www.clearingstelle-eeg.de/votv/2013/70 können Sie
dieses Dokument herunterladen. Für die Vollständigkeit und Richtigkeit der dargestellten Informationen kann keine Haftung
übernommen werden.
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Votum 2008/253 der Clearingstelle EEG als Aufdachanlagen erachtet. Sie sind nicht
Gegenstand des vorliegenden Votumsverfahrens.

In der zweiten Ausbaustufe sollen die seitlichen Erdanschüttungen der Bunker Nr. 014
bis Nr. 35 in Richtung Süd-Ost mit einem Neigungswinkel von 30 ◦ mit PV-Modulen
versehen werden und zwar je Bunker Module mit einer Gesamtleistung von 29 kWp.
Die zu überbauende Fläche der Ausbaustufe 2 beträgt 12.105 m2.

Die Beton-Bunker weisen einen quaderförmigen Innenraum auf. Die Wandflächen5
der Vor- und Rückseite der Bunker sind dagegen nicht entsprechend der Grundflä-
chen des Innenraums rechteckig, sondern fallen von den Außenkanten der horizon-
talen Bunkerdachfläche, die die obere Begrenzung der Vor- und Rückseite bildet, mit
einer Neigung von etwa 30 ◦ zum Boden hin ab. Die Vorder- und Rückseiten der
Bunker reichen damit seitlich deutlich über den Bunkerraum hinaus und bilden so
die Form eines gleichschenkligen Trapezes. Dabei ragen jeweils zwei dreieckige Flä-
chen der Vorder- und Rückseite über den eigentlichen quaderförmigen Bunkerraum
hinaus. Zwischen diesen wurde, im Profil der Form der Dreiecksflächen folgend,
Erde angeschüttet. Hierdurch ergibt sich insgesamt das Bild eines Hügels mit trapez-
förmiger Front und Rückseite. Auf der Vorderseite der Bunker befindet sich jeweils
der Eingang zum Bunker.

Die PV-Anlagen werden auf der Erdanschüttung der Bunker gegen Windlasten gesi-6
chert aufgestellt. Die Aufständerung der PV-Anlagen auf den seitlichen Erdanschüt-
tungen der Bunker werden als Einschlagständer oder Erdanker ausgeführt. Unter
den seitlichen Erdanschüttungen befindet sich kein Fundament. Die Aufständerun-
gen werden dabei ausweislich der zur Akte gereichten Unterlagen nicht bis unterhalb
der Geländeoberkante reichen und werden sich damit vollständig innerhalb der seit-
lichen Erdanschüttungen befinden.

Gegenwärtig und zum zukünftigen Inbetriebnahmezeitpunkt werden die Muniti-7
onsbunker durch die Firma [. . . ] dauerhaft für die gewerbliche, von Kreis und Land
genehmigte Lagerung von Feuerwerkskörpern genutzt.

Die Anspruchstellerin ist der Ansicht, für die Installation der verfahrensgegenständ-8
lichen PV-Module auf den seitlichen Erdanschüttungen der Bunker bestehe ein An-
spruch auf die Gebäudevergütung, da die Module ausschließlich an Gebäuden i. S. d.
EEG angebracht seien. Die seitlichen Erdanschüttungen seien konzeptioneller und
integraler Bestandteil des Bunkers. Bei Munitionsbunkern würden keine landschafts-
3Clearingstelle EEG, Votum v. 20.10.2008 – 2008/25, abrufbar unter http://www.clearingstelle-
eeg.de/votv/2008/25.
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pflegerischen Absichten verfolgt. Auch sei es unwahrscheinlich, dass die tonnen-
schweren Bunker noch einer Stabilisierung bedürften, um von Stürmen nicht er-
schüttert zu werden. Durch die erheblichen Erdbewegungen für die seitlichen An-
schüttungen solle verhindert werden, dass im Falle einer Explosion der eingelager-
ten Munition Druckwellen sich seitlich ausbreiten, damit die benachbarten Bunker
nicht in eine Kettenreaktion verwickelt und sich dort aufhaltende Personen verletzt
würden. Auch Tarnungszwecke seien als eine Funktion der seitlichen Erdanschüt-
tungen denkbar.

Die Anspruchstellerin verweist zudem auf das Urteil des Bundesgerichtshofes vom9
17. November 20104, demzufolge es für den Gebäudebegriff und die hierbei gefor-
derte Überdeckung maßgeblich darauf ankomme, ob ein unter Berücksichtigung der
Funktion der baulichen Anlage schützender Abschluss nach oben vorliegt, der in
seiner festen, auf Dauer angelegten Verbindung mit den übrigen Bauteilen noch als
Dach angesprochen werden kann.

Die Anspruchsgegnerin ist der Auffassung, dass auch nach dem Hinweis 2011/1010
der Clearingstelle EEG5 nicht geklärt sei, ob im vorliegenden Fall ein Anspruch
auf die sogenannte Gebäudevergütung gegeben sei. Sinn und Zweck des § 33 Abs. 1
EEG 2012 (a. F.) sei es, weitere Bodenversiegelungen durch PV-Anlagen zu vermei-
den. Insofern sei fraglich, ob die mit der Installation der PV-Module auf den seitli-
chen Erdanschüttungen der Bunker einhergehende Versiegelung dem Gesetzeszweck
entspreche.

Auch sei fraglich, ob es sich bei den seitlichen Erdanschüttungen um Bestandteile11
der Bunkeranlagen handele. Die Clearingstelle EEG habe in ihrem Hinweis 2011/10
dazu ausgeführt, dass „zum Gebäude . . . alle Bauteile gehören, die eine konstruktive
Verbindung zur baulichen Anlage aufweisen und funktional dem Gebäude zugehö-
ren, wie z. B. mit dem Gebäude verbundene Vordächer, Wintergärten, Außenkamine
etc.“. Inwieweit dies auf die seitlichen Erdanschüttungen zutreffe, sei unklar.

Mit Beschluss vom 3. September 2013 hat die Clearingstelle EEG das Verfahren ge-12
mäß § 27 Abs. 1 Satz 1 Verfahrensordnung der Clearingstelle EEG (VerfO)6 nach
4BGH, Urt. v. 17.11.2010 – VIII ZR 277/09, abrufbar unter http://www.clearingstelle-
eeg.de/rechtsprechung/1182.

5Clearingstelle EEG, Hinweis v. 16.12.2011– 2011/10, abrufbar unter http://www.clearingstelle-
eeg.de/hinwv/2011/10.

6Verfahrensordnung der Clearingstelle EEG in der Fassung vom 06.04.2010, abrufbar unter
http://www.clearingstelle-eeg.de/verfahrensordnung.
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dem übereinstimmenden Antrag der Parteien angenommen. Die durch die Clearing-
stelle EEG zu begutachtende Frage lautete:

Hat die Anspruchstellerin gegen die Anspruchsgegnerin einen Anspruch
auf Zahlung der Vergütung gemäß §§ 33 Abs. 1, 16 Abs. 1 EEG 2009
bzw. §§ 33 Abs. 1, 16 Abs. 1 EEG 2012, für den Strom, der in den Fo-
tovoltaikinstallationen, die von der Anspruchstellerin auf den seitlichen
Erdanschüttungen der ehemals militärisch genutzten Bunker des Muniti-
onsdepots in [. . . ], Gemarkung [. . . ], Flur [. . . ], Flurstück [. . . ], errichtet
werden sollen („Ausbaustufe 2“), erzeugt und in das Netz der Anspruchs-
gegnerin eingespeist wird ?

Insbesondere: Werden die Fotovoltaikanlagen, deren Errichtung auf den
seitlichen Erdanschüttungen der ehemaligen Bunker vorgesehen ist, aus-
schließlich an oder auf einem Gebäude im Sinne des § 33 EEG 2009 bzw.
EEG 2012 angebracht ?7

2 Begründung

2.1 Verfahren

Die Besetzung der Clearingstelle EEG ergibt sich aus §§ 26 Abs. 1, 2 Abs. 5 VerfO.13
Das Verfahren wurde schriftlich durchgeführt, da alle Parteien und die Clearing-
stelle EEG dem zustimmten, §§ 28, 20 Abs. 2 VerfO. Die Beschlussvorlage hat ge-
mäß §§ 28, 24 Abs. 5 VerfO die technische Koordinatorin der Clearingstelle EEG
Dr. Mutlak erstellt.

2.2 Würdigung

Die Anspruchstellerin hat gegen die Anspruchsgegnerin einen Anspruch auf Zah-14
lung der erhöhten Vergütung gemäß §§ 32 Abs. 2 und 3, 16 Abs. 1 EEG 2012 (so-
genannte Gebäudevergütung), für den Strom, der in den PV-Installationen, die auf
den seitlichen Erdanschüttungen der verfahrensgegenständlichen Munitionsschutz-
7In dem vorliegenden Votum sowie dessen Begründung wird nicht mehr auf die noch in der Ver-
fahrensfrage genannte Fassung des EEG (EEG 2009 und EEG 2012 a. F.) abgestellt, sondern auf das
EEG 2012 in der ab dem 01.04.2012 geltenden Fassung (vgl. Abschnitt 2.2.1).

Die Clearingstelle EEG ist nichtselbständiger Geschäftsbereich der RELAW – Gesellschaft für angewandtes Recht der
Erneuerbaren Energien mbH, GF: Christine Kruczynski. Unter http://www.clearingstelle-eeg.de/votv/2013/70 können Sie
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bunker errichtet werden sollen („Ausbaustufe 2“), erzeugt und in das Netz der An-
spruchsgegnerin eingespeist wird.

Es handelt sich bei den verfahrensgegenständlichen Bunkern um Gebäude i. S. d. § 3215
Abs. 4 Satz 1 EEG 2012 (dazu Abschnitt 2.2.2).

Die seitlichen Erdanschüttungen der Bunker sind dabei insbesondere infolge einer16
funktionalen Betrachtung Teil der Munitionsbunker; sie sind damit Bestandteile der
Gebäude i. S. d. § 32 Abs. 4 EEG 2012 (dazu Abschnitt 2.2.3).

Die PV-Anlagen, deren Errichtung auf den seitlichen Erdanschüttungen der ehemali-17
gen Bunker vorgesehen ist, werden auch i. S. d. § 32 Abs. 2 EEG 2012 „ausschließlich
an oder auf einem Gebäude “ angebracht (dazu Abschnitt 2.2.4).

Dem Vergütungsanspruch steht § 32 Abs. 3 EEG 2012 (Nichtwohngebäude) nicht18
entgegen (dazu Abschnitt 2.2.5).

2.2.1 Anwendbares Recht

Für die verfahrensgegenständlichen PV-Anlagen, die zum Zeitpunkt der Votums-19
abfassung weder installiert noch in Betrieb genommen waren, ist § 32 Abs. 2, 3, 4
i. V. m. § 16 EEG 2012 in der ab dem 1. April 2012 geltenden Fassung einschlägig. In-
sofern entsprechen die nachfolgend dargestellten Regelungen nicht den noch in der
Verfahrensfrage genannten Regelungen des EEG 2009 sowie des EEG 2012 in der bis
zum 31. März 2012 geltenden Fassung.

§ 32 Abs. 2, 3 und 4 EEG 2012 lauten:20

„(2) Für Strom aus Anlagen zur Erzeugung von Strom aus solarer Strah-
lungsenergie, die ausschließlich in, an oder auf einem Gebäude oder ei-
ner Lärmschutzwand angebracht sind, beträgt die Vergütung, jeweils ab-
züglich der Verringerung nach § 20b . . .

(3) Für Anlagen zur Erzeugung von Strom aus solarer Strahlungsener-
gie, die ausschließlich in, an oder auf einem Gebäude angebracht sind,
das kein Wohngebäude ist und das im Außenbereich nach § 35 des Bau-
gesetzbuches errichtet wurde, gilt Absatz 2 nur, wenn

1. nachweislich vor dem 1. April 2012

a) für das Gebäude der Bauantrag oder der Antrag auf Zustim-
mung gestellt oder die Bauanzeige erstattet worden ist

Die Clearingstelle EEG ist nichtselbständiger Geschäftsbereich der RELAW – Gesellschaft für angewandtes Recht der
Erneuerbaren Energien mbH, GF: Christine Kruczynski. Unter http://www.clearingstelle-eeg.de/votv/2013/70 können Sie
dieses Dokument herunterladen. Für die Vollständigkeit und Richtigkeit der dargestellten Informationen kann keine Haftung
übernommen werden.
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b) im Fall einer nicht genehmigungsbedürftigen Errichtung, die
nach Maßgabe des Bauordnungsrechts der zuständigen Behör-
de zur Kenntnis zu bringen ist, für das Gebäude die erforderli-
che Kenntnisgabe an die Behörde erfolgt ist oder

c) im Fall einer sonstigen nicht genehmigungsbedürftigen, insbe-
sondere genehmigungs-, anzeige- und verfahrensfreien Errich-
tung mit der Bauausführung des Gebäudes begonnen worden
ist

. . .

(4) Gebäude sind selbstständig benutzbare, überdeckte bauliche Anla-
gen, die von Menschen betreten werden können und vorrangig dazu be-
stimmt sind, dem Schutz von Menschen, Tieren oder Sachen zu dienen.
Wohngebäude sind Gebäude, die nach ihrer Zweckbestimmung über-
wiegend dem Wohnen dienen, einschließlich Wohn-, Alten- und Pflege-
heimen sowie ähnlichen Einrichtungen.“

2.2.2 Bunker als Gebäude i. S. d. § 32 Abs. 4 Satz 1 EEG 2012

Die verfahrensgegenständlichen Munitionsschutzbunker stellen Gebäude i. S. d.21
EEG 2012 dar.8 Denn es handelt sich dabei um „selbstständig benutzbare, überdeck-
te bauliche Anlagen, die von Menschen betreten werden können“ (§ 32 Abs. 4, Satz 1
EEG 2012). Sie weisen nach oben hin einen Abschluss auf und können von einem
durchschnittlich groß gewachsenen Menschen in natürlicher Haltung aufrecht betre-
ten werden.9

Auch sind die Munitionsbunker vorrangig dazu bestimmt, dem Schutz von Sachen22
zu dienen (§ 32 Abs. 4 EEG 2012).

Zur Bestimmung des vorrangigen Zweckes hat die Clearingstelle EEG in ihrem Hin-23
weis 2011/10 u. a. ausgeführt:

„Eine bauliche Anlage ist im Sinne des § 33 Abs. 3 EEG 2009 und des § 33
Abs. 3 EEG 2012 dann vorrangig dazu bestimmt, dem Schutz von Men-
schen, Tieren oder Sachen zu dienen, wenn sie funktional auf einen oder

8Vgl. zur Rechtslage des EEG 2004 Clearingstelle EEG, Votum v. 20.10.2008 – 2008/25, abrufbar unter
http://www.clearingstelle-eeg.de/votv/2008/25, S. 6 ff.

9Clearingstelle EEG, Hinweis v. 16.12.2011 – 2011/10, abrufbar unter http://www.clearingstelle-
eeg.de/hinwv/2011/10, Nr. 1(c)-(e).

Die Clearingstelle EEG ist nichtselbständiger Geschäftsbereich der RELAW – Gesellschaft für angewandtes Recht der
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mehrere dieser Schutzzwecke ausgerichtet ist. Die funktionale Ausrich-
tung auf den (die) vorrangigen Schutzzweck(e) ist in einer einzelfallbe-
zogenen Prüfung unter Einbeziehung zeitlicher, baulich-konstruktiver,
ökonomischer und sonstiger Indizien zu bestimmen.“10

Die verfahrensgegenständlichen Munitionsschutzbunker sind gegenwärtig und zum24
zukünftigen Inbetriebnahmezeitpunkt der geplanten PV-Anlagen vorrangig für die
gewerbliche, von Kreis und Land genehmigte, sichere Lagerung von Feuerwerkskör-
pern bestimmt. Anhaltspunkte, die dafür sprächen, dass die Munitionsschutzbunker
vorrangig der Erzeugung von Strom aus solarer Strahlungsenergie dienten, gibt es
nicht.

2.2.3 Seitliche Erdanschüttungen als Gebäudebestandteile

Die seitlichen Erdanschüttungen an die ehemaligen Munitionsschutzbunker sind Be-25
standteile der baulichen Anlagen i. S. d. Gebäudedefinition des § 32 Abs. 4 Satz 1
EEG 2012. Dies ergibt sich in der Gesamtschau insbesondere aufgrund systemati-
scher und teleologischer Gesichtspunkte.

Bei den Betrachtungen ist zwischen dem maßgeblichen Zeitpunkt für die Bestim-26
mung, welche räumliche Ausdehnung eine bauliche Anlage aufweist, und dem maß-
geblichen Zeitpunkt für die Bestimmung des vorrangigen Schutzzweckes der bauli-
chen Anlage zu unterscheiden.

Maßgeblicher Zeitpunkt für die Bestimmung des vorrangigen Schutzzweckes einer27
baulichen Anlage ist der Zeitpunkt der Anbringung der PV-Anlagen auf der bauli-
chen Anlage. Dazu heißt es im Hinweis 2011/10 der Clearingstelle EEG:

„Der maßgebliche Zeitpunkt ist somit ein anderer als bei der Prüfung
der Vorrangigkeit in § 32 Abs. 1 Nr. 1 EEG 2012, § 32 Abs. 2 EEG 2009
bzw. § 11 Abs. 3 EEG 2004, weil es dort ausdrücklich auf die Errichtung
der baulichen Anlage ankommt und die Vergangenheitsform verwendet
wird (bauliche Anlage, die vorrangig zu anderen Zwecken ‚errichtet wor-
den ist‘).

Maßgeblich ist der Zeitpunkt der Anbringung und nicht der der Inbe-
triebnahme, weil auch § 33 Abs. 1 EEG 2009/EEG 2012 maßgeblich auf

10Clearingstelle EEG, Hinweis v. 16.12.2011 – 2011/10, abrufbar unter http://www.clearingstelle-
eeg.de/hinwv/2011/10, Rn. 34 ff. und Prüfungsschema im Anhang.
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die ausschließliche Anbringung der Anlage anknüpft, ohne dabei den
Zeitpunkt der Inbetriebnahme zu erwähnen.“11

Maßgeblicher Zeitpunkt für die Betrachtung, welche räumliche Ausdehnung eine28
bauliche Anlage ausweist, also was noch Teil der baulichen Anlage ist, ist dagegen
die Errichtung der baulichen Anlage. Dass dieser Zeitpunkt dem maßgeblichen Zeit-
punkt für die Betrachtung der Vorrangigkeit der Schutzfunktion der baulichen An-
lage vorausgeht, ist insofern zwingend, als dass eine bauliche Anlage im Regelfall
erst nach ihrer Fertigstellung auch geeignet ist, ihre(n) Schutzzweck(e) zu erfüllen.
Daher bleiben Teile einer baulichen Anlage, wenn sie aufgrund später auftretender
Nutzungsänderungen nicht mehr genutzt werden oder wenn sie nach der Errich-
tung des Bauwerkes nicht mehr notwendig sind, Bestandteil der baulichen Anlage.
Beispielsweise bleiben Teile einer großen Lagerhalle, die später nur noch zu einem
kleineren Teil genutzt wird, Bestandteil der baulichen Anlage. Ebenso verhält es sich,
wenn aufgrund einer Nutzungsänderung die vorhandenen seitlichen Wände nicht
mehr erforderlich sind; auch in diesem Fall gehören die nicht mehr erforderlichen
Seitenwände weiterhin zur baulichen Anlage.

In ihrem Hinweis 2011/10 hatte die Clearingstelle EEG zur Frage des räumlichen29
Umfangs von Gebäuden ausgeführt:

„Der räumliche Umfang eines Gebäudes ist im Einzelfall zu bestimmen.
Zum Gebäude gehören alle Bauteile, die eine konstruktive Verbindung
zur baulichen Anlage aufweisen und funktional dem Gebäude zugehö-
ren, wie z. B. mit dem Gebäude verbundene Vordächer, Wintergärten,
Außenkamine, Terrassenüberdachungen oder Fundamente. Stets funk-
tional dem Gebäude zuzuordnen sind alle wesentlichen Bestandteile des
Gebäudes i. S. v. § 94 BGB; umgekehrt können jedoch auch Scheinbe-
standteile (§ 95 BGB) Teil des Gebäudes i. S. v. § 33 Abs. 3 EEG 2009/
EEG 2012 sein, weil weder die Gebäudedefinition noch die Vergütungs-
vorschrift des EEG voraussetzen, dass diejenigen Teile des Gebäudes, an
oder auf denen die Anlagen angebracht sind, wesentlicher Bestandteil des
Gebäudes sind. Ist im Einzelfall nicht sicher, ob Bauteile funktional zum
Gebäude gehören oder vorrangig als Tragwerk der Fotovoltaikinstalla-
tion dienen, so kann Letzteres jedenfalls dann dahinstehen, wenn die

11Clearingstelle EEG, Hinweis v. 16.12.2011– 2011/10, abrufbar unter http://www.clearingstelle-
eeg.de/hinwv/2011/10, Rn. 56.
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Bauteile, an denen die Module befestigt sind, ihrerseits ausschließlich an
oder auf dem Gebäude angebracht sind. Fehlt es hingegen an einer kon-
struktiven Verbindung oder an einem funktionalen Bezug des Tragwerks
zum Gebäude, so kommt nur in Betracht, dass es sich bei dem Tragwerk
um eine bauliche Anlage handelt, die nach § 32 EEG 2009/EEG 2012 zu
beurteilen ist.“12

Der Umstand, dass nach dem Hinweis 2011/10 der Clearingstelle EEG zum Gebäu-30
de alle „Bauteile“ gehören, die eine „konstruktive Verbindung zur baulichen Anlage
aufweisen“ spricht zwar zunächst dagegen, dass es sich bei den seitlichen Erdanschüt-
tungen an die Munitionsbunker um Bestandteile der Bunkergebäude handelt. Denn
bei Erdanschüttungen handelt es sich weder um „Bauteile“ im herkömmlichen Sin-
ne, noch ist beim „Andrücken“ bzw. „Anschütten“ von Erdreich an die Betonbunker
von einer „konstruktiven Verbindung“ mit den Bunkern im herkömmlichen Sinne
auszugehen.

Für die Gebäudebestandteilseigenschaft der seitlichen Erdanschüttungen spricht je-31
doch, dass bei objektiver Betrachtung der verfahrensgegenständlichen Munitions-
schutzbunker die seitlichen Erdanschüttungen gemeinsam mit den Betonbunkern
einen einheitlichen, zusammenhängenden Eindruck vermitteln.

Auch weisen die seitlichen Erdanschüttungen – als (zukünftiges) Tragwerk der ver-32
fahrensgegenständlichen PV-Anlagen – zweifelsfrei einen „funktionalen Bezug zum
Gebäude“13, hier zu den Munitionsschutzbunkern, auf. Es ist davon auszugehen,
dass die seitlichen Erdanschüttungen der zusätzlichen Absicherung der Gebäude die-
nen, insbesondere dienen sie dem Splitterschutz und der Vermeidung von Einwir-
kungen von außen im Falle einer Innenexplosion eines anderen Bunkers bzw. sollen
sie im Falle einer Explosion der eingelagerten Munition sicherstellen, dass die Druck-
welle sich nach oben und nicht seitlich ausbreitet, damit die benachbarten Bunker
nicht in eine Kettenreaktion verwickelt werden. Des Weiteren dienten die Erdan-
schüttungen der Tarnung im Gelände.

Dass seitliche Erdanschüttungen für Bunker, beispielsweise in der Ausführung als33
Schutzräume, in behördlichen Vorgaben vorgeschrieben werden, bestätigt den funk-
tionalen Zusammenhang der seitlichen Erdanschüttungen mit den Munitionsschutz-
12Clearingstelle EEG, Hinweis v. 16.12.2011 – 2011/10, abrufbar unter http://www.clearingstelle-

eeg.de/hinwv/2011/10, Rn. 68 ff.
13Clearingstelle EEG, Hinweis v. 16.12.2011 – 2011/10, abrufbar unter http://www.clearingstelle-

eeg.de/hinwv/2011/10, Rn. 68 ff.
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bunkern. So findet sich in den Technischen Richtlinien für Schutzräume mittlerer
Größe, herausgegeben vom österreichischen Bundesministerium für wirtschaftliche
Angelegenheiten, Ausgabe 1987 folgende Passagen:

„8.1.3 Mindestabschirmmassen

Die Mindestabschirmmasse (Umfassungsbauteil, Aufbeton und äquiva-
lente Betonschichtdicke bzw. Umfassungsbauteil und Erdüberdeckung)
eines Schutzraumes muss mindestens 2 250 kg/m (0,90 m Beton) errei-
chen, wobei die in den nachstehenden Tabellen genannten Umfassungs-
bauteildicken nicht unterschritten werden dürfen. Die Mindestdicke
seitlicher Erdanschüttungen ist gemäß 8.1.4.3 auszuführen

. . .

8.1.4.3 Mindestdicke von erdberührten bzw. teilweise erdberührten
Schutzraumaußenwänden

Die Dicke von vollständig oder teilweise erdberührten Schutzraumau-
ßenwänden hat mindestens den in der nachstehenden Tabelle angegebe-
nen Werten zu entsprechen . . .

Anstelle einer erforderlichen örtlichen Verstärkung der Schutzraumau-
ßenwand kann auch eine gegen Abrutschen entsprechend gesicherte (z. B.
Böschung mit 30◦), mindestens 1,20 m dicke Erdanschüttung ausge-
führt werden. Erdanschüttung und Betonverstärkung kann auch gemäß
8.1.4.2 kombiniert werden

. . .

8.2.4.3.5 Erhöhung und Ersatzlasten

Sofern der Schutzraum ausnahmsweise teilweise über Gelände liegt oder
mit einer Böschung über 30◦ Neigung angeschüttet ist, sind die Ersatz-
lasten für die von Druckwellen gefährdeten Bauteile mit einem Beiwert
a zu erhöhen: a = 1,5 – sofern die erdberührte Schutzraumumfassungs-
wand bis höchstens zur Hälfte der Lichthöhe des Schutzraumes über
Gelände oder über der Anschüttung liegt, wobei nur eine Anschüttung
bis zu 30◦ berücksichtigt werden darf.“14

14Technische Richtlinien für Schutzräume mittlerer Größe, herausgegeben vom österreichi-
schen Bundesministerium für wirtschaftliche Angelegenheiten, Ausg. 1987, abrufbar unter
http://www.bmwfj.gv.at/Tourismus/HistorischeBauten/Documents/RL5_Schutzräume_mittlerer_
Größe.pdf , zuletzt abgerufen am 28.11.2013, Hervorhebungen nicht im Original.
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Auch unter Heranziehung der im Hinweis 2011/10 der Clearingstelle EEG15 für die34
Frage des räumlichen Umfangs eines Gebäudes genannten zivilrechtlichen Regelun-
gen zu Gebäudebestandteilen in §§ 94 und 95 BGB16 ergibt sich, dass die seitlichen
Erdanschüttungen wegen ihres funktionalen Zusammenhangs als Bestandteile der
Bunker anzusehen sind. Zu den wesentlichen Bestandteilen eines Grundstücks oder
Gebäudes gehören nach § 94 Abs. 2 BGB „die zur Herstellung des Gebäudes einge-
fügten Sachen.“

Denn ohne die Erdanschüttungen sind die über die Geländeoberkante hinausrei-35
chenden Bunker nach allgemeiner Verkehrsanschauung nicht als fertiggestellt an-
zusehen.17 Die über den quaderförmigen Bunkerinnenraum hinausreichenden Teile
der trapezförmigen Vorder- und Rückseiten stünden ohne die Erdanschüttungen frei
im Raum. Erst mit den Erdanschüttungen zwischen den dreieckigen Überständen
der Vorder- und Rückseiten erhält also das gesamte Bauwerk die vorgesehene Gestalt
eines Hügels mit trapezförmiger Front und Rückseite.

Demgegenüber handelt es sich bei den seitlichen Erdanschüttungen nicht um sog.36
Scheinbestandteile von Gebäuden. Scheinbestandteile sind nach § 95 BGB alle Sa-
chen, die nur zu einem vorübergehenden Zweck in ein Gebäude eingefügt sind. Vor-
liegend spricht nichts dafür, dass der Wegfall der Erdanschüttungen seitlich der Bun-
ker von vornherein beabsichtigt war oder nach der Natur des Zwecks sicher ist. Eine
bloße nachträgliche Zweckänderung kann ohne Hinzutreten weiterer Umstände die
Bestandteilseigenschaft zum Gebäude weder begründen noch aufheben.18

Für die Einordnung der seitlichen Erdanschüttungen als Gebäudebestandteile spre-37
chen auch nicht der Sinn und Zweck von § 33 EEG 2009/EEG 2012 sowie § 32 Abs. 2
EEG 2012 in der ab dem 1. April 2012 geltenden Fassung. Laut den Gesetzgebungs-
materialien soll das Potential von Gebäuden zur Solarstromerzeugung vorrangig ge-
nutzt werden, u. a. auch um im Sinne des Schutzes ökologisch sensibler und wert-
voller Flächen eine zusätzliche Versiegelung zu verhindern19. Umgekehrt soll verhin-
dert werden, dass Gebäude nur oder vorrangig errichtet werden, um daran oder dar-
auf Solarstromanlagen anzubringen und für den in diesen Anlagen erzeugten Strom
15Clearingstelle EEG, Hinweis v. 16.12.2011 – 2011/10, abrufbar unter http://www.clearingstelle-

eeg.de/hinwv/2011/10, Rn. 68.
16Bürgerliches Gesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung v. 02.01.2002 (BGBl. I S. 42, 2909;

2003 I S. 738), zuletzt geändert durch Art. 4 Absatz 5 des Gesetzes v. 01.10.2013 (BGBl. I S. 3719).
17Vgl. Ellenberger, in: Palandt (Hrsg.), Bürgerliches Gesetzbuch, 70. Auflage 2011, § 94 Abs. 2 , Rn. 6.
18Ellenberger, in: Palandt (Hrsg.), Bürgerliches Gesetzbuch, 70. Auflage 2011, § 95, Rn. 2, 4.
19Vgl. BT-Drs. 17/8877 S.20 zu § 32 Abs. 4 EEG 2012, BT-Drs. 17/6071 S. 77 zu § 33 EEG 2012 (alte

Fassung) bzw. BT-Drs. 16/8148 S. 60 zu § 33 EEG 2009.
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die erhöhte Vergütung zu erlangen. Des Weiteren sollen nach dem gesetzgeberischen
Willen die üblicherweise höheren Installations- und Stromgestehungskosten bei Ge-
bäudeanlagen ausgeglichen werden.20

Zwar sind in den Gesetzesmaterialien zum EEG 2004 „Aufschüttungen“ als bauliche38
Anlagen genannt, für die nicht der höhere Vergütungssatz für Gebäude einschlägig
ist.21 Aber dies betrifft zunächst nur Aufschüttungen als solche; damit ist nicht aus-
geschlossen, dass diese beim Hinzutreten weiterer Umstände zum Bestandteil eines
Gebäudes werden können.

Keine eindeutigen Schlüsse lassen sich aus einer etwaigen ökologischen Vorbelastung39
ziehen. Zwar handelt es sich bei den durch die geplanten PV-Installationen überdeck-
ten seitlichen Erdanschüttungen nicht um ökologisch offenkundig minderwertige
und daher vom Schutzzweck des § 32 EEG 2012 von vornherein nicht umfasste Flä-
chen. Umgekehrt handelt es sich jedoch auch nicht um naturbelassene, anthropogen
unbelastete Oberflächen, die durch die Aufständerung von PV-Anlagen in ökolo-
gisch problematischer Weise belastet würden.

Ausschlaggebend dafür, die Erdanschüttungen als Bestandteil der Bunkergebäude40
zu werten, sind letztlich der enge funktionale Zusammenhang zwischen dem „ei-
gentlichen“ Bunker (als dem betretbaren und mit Schutzzweck versehenen Raum)
und den Anschüttungen22 sowie der äußere objektive Gesamteindruck. So wird sich
die Bestückung mit PV-Anlagen der gesamten verfahrensgegenständlichen Vorha-
bensfläche entsprechend der Lage der jeweiligen Bunkergebäude deutlich von typi-
schen Freiflächenanlagen unterscheiden; Letztere vermitteln ein deutlich homogene-
res, lückenloseres Bild als die geplanten verfahrensgegenständlichen PV-Anlagen, die
in ihrem Erscheinungsbild eher Gebäudeanlagen ähneln.

2.2.4 Ausschließliche Anbringung

Die geplanten PV-Installationen der Anspruchsteller werden auch entsprechend der41
zur Akte gereichten Planzeichnungen i. S. d. § 32 Abs. 2 EEG 2012 ausschließlich in,
an oder auf einem Gebäude angebracht sein. Denn die geplanten Aufständerungen
20Vgl. die Begründung zu § 11 EEG 2004: BT-Drs. 15/2327, S. 33.
21BT-Drs. 15/2864, S. 44 zu § 11 Abs. 3 EEG 2004 und S. 45 zu § 11 Abs. 4 EEG 2004.
22Hierin liegt ein wesentlicher Unterschied zu dem im Votum der Clearingstelle EEG v. 25.04.2013 –

2012/25, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg.de/votv/2012/25, entschiedenen Fall. Denn
in jenem Fall fehlte es in der Gesamtbetrachtung an dem erforderlichen funktionalen Zusammen-
hang zwischen der Überdeckung, der Betretbarkeit und der Schutzeignung bzw. Schutzbestim-
mung.
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reichen ausweislich der zur Akte gereichten Planungsunterlagen jedenfalls nicht bis
unterhalb der Geländeoberkante, werden sich also vollständig innerhalb der seitli-
chen Erdanschüttungen befinden, die wiederum Gebäudebestandteile sind. Damit
sind die PV-Anlagen auch vollständig und ausschließlich auf den verfahrensgegen-
ständlichen Gebäuden angebracht.

2.2.5 § 32 Abs. 3 EEG 2012 (Nichtwohngebäude)

Dem Vergütungsanspruch gem. § 32 Abs. 2 EEG 2012 für den in den verfahrensge-42
genständlichen Anlagen erzeugten Strom steht § 32 Abs. 3 EEG 2012 nicht entgegen.
Zwar handelt es sich vorliegend um Anlagen zur Erzeugung von Strom aus solarer
Strahlungsenergie, die ausschließlich in, an oder auf Gebäuden angebracht sind, die
keine Wohngebäude sind, jedoch wurden diese zweifelsfrei vor dem 1. April 2012
errichtet (Bestandsgebäude).

Dr. Lovens Dr. Mutlak Dr. Winkler
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